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Pandemie DieWoche begannmit
einer guten Nachricht: Die
Schweiz unterschritt erstmals
seit dem 12. September wieder
die selbst gesetzte Schwelle für
Risikoländer. Das sind für die
Schweiz Länder, die in den
letzten 14 Tagenmehr als 60 Co-
rona-Fälle auf 100’000 Einwoh-
ner registriert haben. Es sah
zwischenzeitlich so aus, als ob
der stetigeAnstieg der täglich ge-
meldeten Fallzahlen in der
Schweiz gestoppt worden wäre.

In den letztenTagen sind dem
Bundesamt für Gesundheit aber
wieder mehr Ansteckungen ge-
meldet worden: Nach 225 Fällen
am Dienstag waren es am Mitt-
woch411, amDonnerstag 550und
am Freitag 552. Bleiben die Zah-
len auf diesem Niveau, wird die
Schweiz die Schwelle für Risiko-
länderbaldwiederüberschreiten.
Weiterhin tief ist in der Schweiz
die Zahl der Corona-Todesfälle.
Im Schnitt stirbt derzeit eine
infizierte Person pro Tag. (red)

Zahl der
Corona-Fälle
steigt wieder an

Philippe Reichen, Genf,
und Claudia Blumer

Das Wetter wird kühler. Kurz
geschnittene T-Shirts werden
seltener. Es ist also nicht die Zeit,
in denen Genfer Oberstufen-
schülerinnen mit Vorhaltungen
rechnen müssen, sie würden zu
knappe Kleider tragen. Doch im
Sommer war alles anders. Diese
Woche gingen in Genf junge
Frauen auf die Strasse. Sie pro-
testierten, weil sie an Schulen
Schlabbershirts tragen müssen,
wenn die Pädagogen ihre Klei-
der als zu aufreizend empfinden.
Was ist passiert?

«Ich trug einen Pullover mit
geschlossenem Kragen, der aber
kurz war, sodass man meinen
Bauchnabel sah. Also händigte
man mir in der Schule ein über-
grosses T-Shirt aus, das ich mir
überziehenmusste», empört sich
eine Schülerin des Collège de la
Panchard. Auch Eltern nerven
sich. Eine Mutter erzählt: «Am
ersten Schultag nach den Som-
merferien stellten sich Mitarbei-
ter der Schulverwaltung vor die
Türundwiesen jeneMädchenzur
Seite, die gemäss ihren Kriterien
zu knapp bekleidet waren. Sie
mussten ein Shirt in Übergrösse
anziehen, wenn sie ins Klassen-
zimmerwollten», so die Frau.Auf
denXXL-Shirts des Collège steht:
«Ich trage korrekte Kleider!» Da-
rüber prangt der nach oben ge-
streckteDaumen,wieman ihnvon
Facebook kennt. Wer das Shirt
nicht tragen wollte, wurde zum
Umziehen nach Hause geschickt.

Debatte erreicht Kantonsrat
Unter dem Hashtag #TshirtDe-
LaHonte diskutieren Twitter-
Nutzer die Genfer Schulkleider-
ordnung seit Tagen.Am Freitag-
abend hat die Debatte denGenfer
Kantonsrat erreicht.Die Fraktion
von «Ensemble à Gauche» reich-
te eine dringendeMotion ein. Sie
fordert: An Genfs Schulen dürfe
niemand wegen «als falsch, un-
zulässig oder anstössig angese-
hener Kleidung erniedrigt und

nach Hause geschickt werden».
Solche Sanktionen seien «will-
kürlich, demütigend und diskri-
minierend». Im Schulgesetz ste-
he, dass jeder Schüler das Recht
auf «den besonderen Schutz sei-
ner körperlichen und geistigen
Unversehrtheit und die Achtung
seinerWürde» habe.

Von «mittelalterlichenMetho-
den» spricht die 66-jährige linke
Genfer Kantonsrätin Jocelyne
Haller. Das sieht ihre 23-jährige
Ratskollegin Dilara Bayrak (Grü-
ne) genauso. Sie sagt: «Mich
nervt die ständige Einmischung
der Gesellschaft in die Art, wie
sich Frauen kleiden. Wenn ein

Stück Stoff Bauchnabel, Schulter
oder Oberschenkel nicht ver-
deckt, wird das als provokativ
empfunden und führt zur Stig-
matisierung junger Frauen.
JungeMännermussten die Shirts
wohl noch nie tragen.» Das sei
beschämend. «2020 werden die
Schüler in der Schweiz in einem
Umfeld ausgebildet, in dem das
Patriarchat strukturell ist und
das man nur dann infrage stellt,
wenn sich die Zivilgesellschaft
daran stört», stellt Bayrak fest.

Die Genfer Bildungsdirekto-
rin Anne Emery-Torracinta (SP)
verteidigte die Kleiderordnung
hingegen in einem Interviewmit

der Zeitung «Tribune de Ge-
nève»: «DerGesetzgeber und das
Departement wollen, dass die
Schüler angemessen gekleidet
sind.» Die Schule sei «ein Ort des
Lernens. Auch in der Geschäfts-
welt, auf diewir jungeMenschen
vorbereiten, gelten ziemlich
klare Regeln», so die SP-Frau.
Trotzdem will sie sich nun mit
den protestierenden Jugendli-
chen aussprechen.

Situation in Deutschschweiz
Die Diskussionen über Kleider
häufen sich auch an Deutsch-
schweizer Schulen – undwerden
hitziger. DieAargauer SP-Gross-

rätin Lelia Hunziker kritisierte
kürzlich in einer Kolumne der
«Aargauer Zeitung» die restrik-
tiven Methoden einzelner Ge-
meinden. Es stört sie, dass Schü-
lerinnen und Schüler neuerdings
einen schriftlichen Eintrag im
Zwischenzeugnis bekommen,
wenn sie sich nicht angemessen
kleiden. Es sei heikel, wenn
Schulenbewerteten,waspassend
und anständig sei, schrieb
Hunziker. Zwischenzeugnisse
würden von den Lehrbetrieben
später genau angeschaut.

Die Kreisschule Aarau-Buchs,
die grösste Schule im Kanton,
hatte die neue Kleiderordnung

erlassen. Der Punkt «Ist für den
Unterrichtsanlass passend ge-
kleidet» ist neu ein Indikator im
Zwischenzeugnis. Die Schule
Merenschwand wiederum legte
die Kleiderordnung perSchuljahr
2017/18mit einer Zeichnung und
Legenden fest. Da heisst es etwa:
«Der Ausschnitt verbirgt den
Ansatz und den BH» oder «Falls
Leggins: Nie ohne etwas drüber».
Oder für Jungen: «Trainerhosen
gehören in den Sportunterricht.»
Und in Seengen mussten «un-
passend» gekleidete Schüler ein
übergrosses T-Shirt anziehen,
wie die Schüler Genf.

Interventionmit Augenmass
Kathrin Scholl, Präsidentin des
Aargauer Lehrerverbands, hält
nicht viel von Restriktionen.
Sie lehnt Kleiderreglemente und
Sanktionen ab und setzt auf Ge-
spräche und Intervention nach
Augenmass.Wenn die Schule bei
den Kleidern so genaue Vor-
schriften mache, müsste sie ge-
mäss Lehrplan auch kontrollie-
ren, ob die Schüler ausgeschlafen
seien undwas sie zumFrühstück
hätten, findet Scholl. Das alles
werde unter Selbst- und Sozial-
kompetenz subsumiert, für
welche die Eltern grundsätzlich
zuständig seien und die Schule
einen groben Rahmen vorgebe.
«Wer sagt, was Trainerhosen
sind? Es gibt teure Boutiquen,
die Hosen verkaufen, die wie
Trainerhosen aussehen», sagt
Scholl, die 17 Jahre auf der Pri-
mar- und Sekundarschulstufe
unterrichtet hat.

Sie sagt: «Wenn ein Mädchen
nach den Ferien sein neues Trä-
gershirt vorführen will, ist das
doch nicht so schlimm.» Das Ge-
spräch suchen würde sie, wenn
ein Kind konstant und auch mit
Blick auf dieWitterungsverhält-
nisse unpassend gekleidetwäre.

Dennoch anerkennt sie, dass
der Umgangmit demThema für
die Schulen und die Lehrer nicht
einfach sei.Manche Schüler setz-
ten die Kleidung bewusst als Pro-
vokation ein, sagt Scholl.

Erster Schultag: Kleider-Prüfer vor demEingang
Sexismus in der Schule Genfer Schülerinnen fühlen sich diskriminiert und tragen ihreWut auf die Strasse.
Kleiderordnungen an Schulen werden auch in der Deutschschweiz kontrovers diskutiert.

Im BH gegen Diskriminierung: Genfer Schülerinnen haben diese Woche gegen die Kleiderordnung protestiert. Foto: Salvatore Di Nolfi (Keystone)

Die EUwartet ungeduldig auf die
drei Erklärungen des Bundesrats
zum Rahmenabkommen. Und
Brüsselwill vonderSchweiz nicht
länger hingehalten werden. Das
ist die wichtigste Erkenntnis der
Efta/EU-Delegation von Natio-
nal- und Ständerat, die diesen
Donnerstag und Freitag die
Schlüsselfiguren beim Schweiz-
Dossier inEU-Kommission,Euro-
päischem Auswärtigem Dienst
(EAD) sowie dem EU-Parlament
zumAustausch getroffen hat.

«Es war erhellend, zu spüren,
wie die Stimmung wirklich ist»,
sagte Nationalrat Eric Nuss-
baumer (SP), Präsident derDele-
gation.NachdenGlückwünschen
über den Ausgang der Volksab-
stimmung zur Personenfreizü-
gigkeit sei rasch die Anschluss-
frage gekommen,wie es nunmit
demRahmenabkommenweiter-
gehe.Die Erwartung sei, dass der
Bundesrat nun die Klärungsvor-

stellungen zumLohnschutz, den
Staatsbeihilfen und der Unions-
bürgerschaftsrichtlinie in den
nächstenWochen präsentiere.

Bundesrat in der Pflicht
«Wir haben auch festgestellt, der
Bundesrat ist hier tatsächlich in
der Pflicht», sagte Nussbaumer.
Es sei Sache der Regierung, jetzt
diese im Sommer 2019 angekün-
digten Klärungsvorstellungen zu
unterbreiten.Die Gesprächspart-
ner hätten signalisiert, die Vor-
schläge rasch anschauen zu
wollen. Die Stossrichtung müs-
se abervon der Schweizer Regie-
rung kommen: «Man hat ge-
spürt, dass eine gegenseitigeVer-
lässlichkeit unausweichlich ist»,
sagte Nussbaumer und sprach
von einer Chance, in den letzten
Jahren verloren gegangenes
Vertrauen wieder aufzubauen.

Mit auf der Expedition waren
auch die Ständerate Benedikt

Würth (CVP), Damien Müller
(FDP) undCarlo Sommaruga (SP)
sowie die Nationalräte Hans-
Peter Portmann (FDP), Elisabeth
Schneider-Schneiter (CVP),Nico-
las Walder (Grüne) und Tiana
Angelina Moser (GLP) als Präsi-
dentin der Aussenpolitischen
Kommission des Nationalrates.
Angemeldet war auch National-
ratThomasAeschi (SVP), der aber
im letzten Moment abgesprun-
gen sein soll, umander«Arena»-
Sendung teilnehmen zu können.

Deutlich sei auch die Ansage
gewesen, dass die EU ein grund-
sätzliches Bekenntnis des Bun-
desrates zum vorliegenden Ent-
wurf des Rahmenabkommens
erwarte, hiess es aus der Schwei-
zer Delegation. Erwartet werde
in Brüssel eine klare Willensbe-
kundung, zu unterschreiben und
den Entwurf dem Parlament zu
unterbreiten.Nurdannwerde die
EU bereit sein, über die Klarstel-

lungen zu reden. Der EU sei das
Risiko sonst zu gross,weiter hin-
gehalten zuwerden und amEnde
ohne Ergebnis dazustehen.

Wasden Inhalt derKlarstellun-
gen betrifft, gabman derDelega-
tion zu verstehen, dass der Spiel-
raumrelativgross seinkönnte.Die
EU sei bereit, diese Erklärungen
amEndemitzuunterzeichnenund
als rechtsverbindlich anzuerken-
nen. Der Delegation wurde aber
auch bestätigt, dass die EU nicht
Handbietenwill,denEntwurf des
Abkommens neu zu verhandeln.
Eswerde erwartet, dass der Bun-
desrat nebendendrei imSommer
2019 schriftlich angekündigten

Punkten Lohnschutz, Staatsbei-
hilfen und Unionsbürgerschafts-
richtlinie keine zusätzlichenBau-
stellen öffne. Sonst werde der
Schaden für die Glaubwürdigkeit
der Schweiz gross sein.

Botschafter fordern Druck
ÄhnlichwarderTenor auch beim
Treffen derEU-Botschafter diese
Woche. Es sei jetzt der Moment,
das Dossier Rahmenabkommen
abzuschliessen. Einzelne Mit-
gliedstaaten drängten die EU-
Kommission, Druck auf die
Schweiz auszuüben. Fehlender
Fortschritt beimRahmenabkom-
menmüsse Konsequenzen in an-
deren Dossiers nach sich ziehen.
Erwähnt wurden etwa Gesprä-
che über ein Gesundheitsabkom-
men oder die derzeit enge Zu-
sammenarbeit im Kampf gegen
die Corona-Pandemie.

Stephan Israel, Brüssel

Die EU erwartet ein Bekenntnis zumRahmenabkommen
Brüssel Schweizer Parlamentarier haben in Brüssel die Stimmung sondiert: Neben den Zusatzerklärungen
wie etwa zum Lohnschutz erwartet die EU eineWillensbekundung des Bundesrats zum Abkommen.

Die Chance, verloren
gegangenes
Vertrauenwieder
aufzubauen.
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Sprengübung von Rekruten im Tessin. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Kurt Pelda

Eine Militärkarriere endet auf
einer Übungsfahrt. Der Schüt-
zenpanzer muss anhalten, und
Militärpolizisten führen den
Fahrer ab. Masoud M. (Name
geändert) wird 2017 von der
Armee freigestellt. Die Militär-
justiz sammelt Beweise gegen
ihn – wegen des Verdachts auf
Diebstahl von Explosivstoffen,
Handgranaten und Zündern.

Siewill aufklären,wiemehrere
Kilogramm Sprengmittel ver-
schwinden konnten. Deren Feh-
len inder Infanterie-Durchdiener-
Rekrutenschule 14 inAaraumach-
teimSeptember2016Schlagzeilen.
Der heute 28-jährige Masoud M.
war damals im Rahmen seiner
Ausbildung an der Berufsunter-
offiziersschule vorOrt. Er ist bald
der Hauptverdächtige.

Eine scheinbar heisse Spur
Die Spur war heiss, alles schien
zu passen. Als die Ermittler
sämtliche für den Diebstahl in-
frage kommenden Armeeange-
hörigen überprüfen, realisieren
sie, dass der Vater von Masoud
M. seit längerem vom Nachrich-
tendienst des Bundes und der
Bundeskriminalpolizei verdäch-
tigt wird, mit dem Islamischen
Staat (IS) zusammenzuarbeiten.
Kann das ein Zufall sein?

AzadM., derVater des Berufs-
militärs,wurde von der Bundes-
kriminalpolizei über längere Zeit
abgehört. Selbst das von ihmbe-
nutzteAuto, das seinemSohn ge-
hörte, wurde verwanzt, bis der
heute 52-Jährige im Mai 2017
schliesslich verhaftetwurde.An-
fang Septembermusste sichAzad
M.vordemBundesstrafgericht in
Bellinzona unter anderemwegen
Verstössen gegen das IS-Gesetz
verantworten.DieBundesanwalt-

schaftwarf ihm zumBeispiel vor,
innerhalb des IS eineAutoritäts-
person gewesen zu sein und
andere zu Terroranschlägen
angestiftet zu haben.Was an den
bestrittenen Vorwürfen dran
ist, wird die Urteilsverkündung
nächsteWoche zeigen.

DerVater, sowurde in derHaupt-
verhandlung in Bellinzona deut-
lich, ist nach rund zwei Jahrzehn-
ten in der Schweiz nicht integ-
riert, hat kaum je gearbeitet, ist
wiederholt straffällig geworden
und hat immer wieder von der
Sozialhilfe gelebt.

Von der Armee angeworben
Mit seiner damaligen Frau und
dem kleinen Sohn war der iraki-
sche Kurde 1998 in die Schweiz
gekommen. Die meiste Zeit lebte
die Familie im Thurgau. Im
Gegensatz zum Vater wurde
Masoud M. 2010 eingebürgert.
Die Ehe der Eltern wurde 2018
geschieden. 2012 schloss er eine
Lehre als Kaufmann bei einer
Treuhandgesellschaft ab. Im Mi-
lizdienst stieg er 2015 bis zum
Hauptfeldweibel der Militärpoli-
zei-Grenadiere auf.Anschliessend
wurde er für eine Karriere als
Berufsmilitär angeworben.

In die Ermittlungengegenden
Berufsunteroffizier schaltet sich
neben der Militärjustiz auch die
Sonderkommission Master ein,

die Experten der Zürcher Kan-
tonspolizei für islamistischenTer-
rorismus. Das liegt auch daran,
dassVaterAzadM. in derberüch-
tigten An’Nur-Moschee verkehrt.
Aus dem inzwischen geschlosse-
nenWinterthurerGotteshaus rei-
sen zwischen 2013und2015 rund
einDutzendGläubige zumISnach
Syrien. In der An’Nur-Moschee
amtet derVater auch alsAushilfs-
imam. Dorthin fährt er jeweils
ohne gültigen Führerschein mit
demAuto vonMasoudM. Bei der
Durchsuchung seines Zimmers in
einer Thurgauer Asylunterkunft
findet die Polizei Parkkarten der
Kaserne Reppischtal und einen
Mobilfunkvertrag, die auf den
Namen des Sohns lauten.

In Kontaktmit IS-Zelle?
Dochgibt eswirklich Indizien,die
MasoudM.mit demSprengstoff-
diebstahl und dem ISverbinden?
Bestätigt fühlen sich die Ermitt-
ler,weil der Unteroffizier imVer-
hör Informationenüberdie inAa-
rau entwendeten Sprengmittel
preisgibt, über die angeblich nur
der Dieb selber verfügen könne.
Später stellt sich allerdings her-
aus,dass es sichdabei nicht zwin-
gend umTäterwissen handelt.

Verdacht schöpfen die Ermitt-
ler aber auch,weil derHauptfeld-
weibel anfänglich bestreitet,Mit-
glieder der sogenannten Schaff-
hauser IS-Zelle zu kennen. Drei
dervier Iraker dieser kleinen Ex-
tremistengruppe wurden 2016
wegen Beteiligung am bezie-
hungsweise Unterstützung des
IS zu mehrjährigen Gefängnis-
strafen verurteilt. Mindestens
einem davon, einem Freund sei-
nesVaters,warMasoudM. im fa-
miliären Umfeld begegnet, ohne
ihn aber richtig zu kennen.

Zu einem Fest vonMasoudM.
bringt der Vater ausserdem be-

freundeteTschetschenenmit, die
von den Behörden ebenfalls ver-
dächtigt werden, mit dem IS zu
sympathisieren. Anscheinend
hat er seinen Sohn nicht gefragt,
ob er das tun darf. Auch der
Imam der An’Nur-Moschee, ein
ehemaliges Mitglied der Terror-
bewegung Libyan Islamic
Fighting Group, besucht Ma-
soudM. auf Wunsch des Vaters.
Er versucht sich bei der Ehefrau
des angehenden Berufsmilitärs
als islamischer Geistheiler.

Nur ein Buchhaltungsfehler?
All das sind sonderbare Zufälle,
aberkeineBeweise füreineBetei-
ligungvonMasoudM.amSpreng-
stoffdiebstahl in Aarau oder für
eine Verbindung mit dem IS.
Mit dem Fall betraute Personen
äussern denVerdacht,dass es der
Armee einfach darumging, einen
unliebsamenBerufssoldaten los-
zuwerden,bei demdie Fachstelle
fürPersonensicherheitsüberprü-
fungen offenbar nicht genügend
recherchiert hatte.

Masoud M. gilt heute als un-
schuldig.DieArmee hat ihmeine
Entschädigung bezahlt. Über die
Art,wie dasArbeitsverhältnis be-
endetwurde, haben beide Seiten
Stillschweigen vereinbart. Der-
weil bleibt derDiebstahl inAarau
ungeklärt. Vom Sprengstoff und
denHandgranaten fehlt nachwie
vor jede Spur.Nun erklärt dieMi-
litärjustiz, es hätten sich dieHin-
weise verdichtet, dass es sich bei
den mehreren Kilo «verschwun-
denen» Sprengstoffs inWirklich-
keit umeinenBuchhaltungsfehler
derArmeeundnichtumDiebstahl
gehandelt habe.Bei denGranaten
seien dagegen zweifelsfrei einige
Stück entwendet worden. Noch
habendie ErmittlerdieHoffnung
nicht aufgegeben, den Dieb ir-
gendwann zu fassen.

Sohn von IS-Angeklagtem
imVisier derMilitärpolizei
Sprengstoffdiebstahl in der Armee Das mutmassliche IS-Mitglied Azad M. soll wegen
Anschlagsplänen verwahrt werden. Sein Sohn, ein Berufsmilitär, geriet in Verdacht.

Wollteman einen
unliebsamen
Berufssoldaten
loswerden?

Freiburg Polizisten haben am
Freitag im Kanton Freiburg bei
drei Hausdurchsuchungen vier
terrorverdächtige Personen fest-
genommen. Es handelt sich um
drei Männer und eine Frau aus
dem Balkan zwischen 26 und
34 Jahren.Die Festnahmen stün-
den imZusammenhangmit zwei
Strafverfahren, heisst es in der
Mitteilung der Bundesanwalt-
schaft. Den Beschuldigten wür-
den der Verstoss gegen das Ver-
bot der Gruppierungen al-Qaida
und Islamischer Staat sowie ver-
wandterOrganisationen und die
Unterstützung beziehungsweise
Beteiligung an einer kriminellen
Organisation vorgeworfen.

Da dieTerrorverdächtigen, die
ihren Wohnsitz alle im Kanton
Freiburg haben, in Kontakt mit-
einander standen, wurden die
Hausdurchsuchungen und Fest-
nahmen zeitgleich durchgeführt.
Weitere Details gab die Bundes-
anwaltschaft aus ermittlungstak-
tischen Gründen nicht bekannt.
Für alle beschuldigten Personen
gilt die Unschuldsvermutung.

Die Hausdurchsuchungen
und Festnahmen vom Freitag

reihen sich ein in eine Liste
weiterer Fälle. Zurzeit sind bei
der Bundesanwaltschaft rund
siebzig Strafverfahren gegen
Personen hängig, die sich am
jihadistisch motivierten Terro-
rismus zu beteiligen versuchen
oder diesen mit Propaganda-
mitteln unterstützen sollen.

Strafrecht verschärft
Im Kampf gegen den Terroris-
mus verabschiedete das Parla-
ment in dervergangenenWoche
eine Verschärfung des Straf-
rechts. Im Zentrum steht eine
neue Terrorismus-Strafnorm.
Diese stellt das Anwerben, die
Ausbildung und Reisen im Hin-
blick auf einen Terrorakt unter
Strafe. Die Beteiligung an einer
terroristischen Organisation
wird auf die gleiche Stufe gestellt
wie die Beteiligung an einer kri-
minellen Organisation.

Verabschiedet wurde zudem
das Bundesgesetz über polizei-
licheMassnahmen zur Bekämp-
fung von Terrorismus, das der
Polizei präventive Massnahmen
gegen sogenannte terroristische
Gefährder in die Hand gibt. (sda)

Drei Männer und eine Frau wegen
Terrorverdacht festgenommen

Bald werden Klimaaktivistinnen
und -aktivisten vor Einkaufs-
zentren und Bahnhöfen stehen
und Passanten um eine Unter-
schrift bitten.Westschweizer
Regionalgruppen des Klima-
streiks haben am Freitag ange-
kündigt, dass sie das Referen-
dum gegen das neue CO2-
Gesetz ergreifen. Das Parlament
hat es letzteWoche verab-
schiedet – nachdem es über
Jahre darum gerungen hatte.

Den Klimaaktivisten geht das
Gesetz zu wenig weit. Sie sehen
nicht, wie sie damit ihr ehrgei-
ziges Klimaziel erreichen,
geschweige denn die Klima-
erwärmung in Grenzen halten
können. Das neue CO2-Ge-
setz will die Treibhausemissio-
nen bis 2030 halbieren, die
Klimabewegung hingegen
fordert bis dann eine Reduk-
tion auf netto null.

Klimaaktivisten werden nicht
die Einzigen sein, die Unter-
schriften gegen das CO2-Gesetz
sammeln. Auch die SVP, der
Gewerbeverband und die
Autolobbywerden es mögli-
cherweise aktiv bekämpfen
– weil es ihnen zu weit geht.

Die Aktivisten können aber nur
verlieren, wenn sie eine unhei-
lige Allianz mit politischen
Kräften eingehen, die genau das
Gegenteil dessen anstreben,
was sie selbst wollen. Denn
würden sie vereint das Referen-
dum gewinnen, müsste das
Parlament erneut ein Gesetz
ausarbeiten. Und es stünde vor
der Frage: Soll es dieses ver-
schärfen, wie das die Aktivisten
fordern? Oder abschwächen,
wie es die SVP und Teile der
Wirtschaft wollen? Die politi-
schen Kräfteverhältnisse spre-
chen für die zweite Variante.

So kann diese unheilige Alli-
anz dazu führen, dass die Akti-
visten im Kampf gegen den

Klimawandel nochmals viele
wertvolle Jahre verlieren – und
am Endewenigerweit sind, als
wenn sie gar nichts getan hätten.

Politprofis wissen: Am schnells-
ten kommt man in der Schwei-
zer Politik mit kleinen Schritten
voran. Es gibt kein Staatsober-
haupt, keine Partei, die von
oben herab etwas befehligen
kann. Um Neuerungen wird
breit gerungen – imWissen
darum, dass bei Gesetzen am
Ende das Volk das letzteWort
haben könnte. In der Altersvor-
sorge etwa fordert zurzeit keine
einzige Partei Rentenalter 67.
Erst wollen sie das Rentenalter
65 für Frauen und Männer ins
Trockene bringen – und es
danach weiter erhöhen.

Diese Strategie der kleinen
Schritte brächte auch die
Jugendlichen am schnellsten
voran, zumal das vorliegende
CO2-Gesetz auch aus klima-
politischer Sicht nicht so
schlecht ist; die grünen Kräfte
im Parlament haben herausge-
holt, was vor zwei Jahren noch
undenkbarwar – und was auch
in einer Volksabstimmung von
einer Mehrheit akzeptiert
werden dürfte: die Reduktion
der Treibhausgasemissionen
um die Hälfte bis 2030, eine
namhafte Kompensation der
Emissionen im Inland, eine
Flugticketabgabe sowie höhere
Abgaben auf Heizöl und Benzin.

Das haben auch unter den
Klimaaktivistinnen und -akti-
visten etliche erkannt; so sind
es nur regionale Gruppen des
Klimastreiks, die das Referen-
dum ergreifen, auf nationaler
Ebene konnten sich die Aktivis-
tinnen und Aktivisten nicht
darauf einigen. Sie verfolgen
die klügere Strategie: Nehmen,
was möglich ist – und
dann nachlegen.

Janine Hosp

In einer Allianz mit der SVP
verliert die Klimabewegung
Analyse Das Referendum gegen das CO2-
Gesetz könnte einen hohen Preis haben.
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